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Wie Auszubildende bezahlt werden, hängt von 

der Branche und vom Ausbildungsjahr ab. In

 etlichen Lehrberufen variiert die tariflich geregelte

Azubi-Vergütung aber auch regional – manchmal

um mehrere hundert Euro im Monat.

332 Euro bekommt ein Auszubildender, der seine Lehre im
privaten Verkehrsgewerbe in Thüringen beginnt. Wer als ge-
werblicher Auszubildender im westdeutschen Bauhauptge-
werbe im letzten Ausbildungsjahr steht, erhält hingegen der-
zeit 1.260 Euro im Monat. Das zeigt die ständig aktualisierte
Azubi-Datenbank des WSI-Tarifarchivs*. Die tariflichen
Ausbildungsvergütungen variieren deutlich – und sie entwi-
ckeln sich auch unterschiedlich: Im vergangenen Jahr stiegen
sie überwiegend zwischen knapp zwei und vier Prozent. In ei-
nigen Tarifbereichen wurden keine Steigerungen vereinbart.

In manchen Branchen und bei Großunternehmen wie Post
oder Telekom wird der Berufsnachwuchs bundesweit ein-
heitlich bezahlt. In etlichen Berufszweigen geht das Salär
aber regional deutlich auseinander. „Die Ausbildungsvergü-
tungen zeigen ähnliche Differenzierungen wie die Tariflöhne
und -gehälter“, sagt WSI-Tarifexperte Reinhard Bispinck.
„Neben bundeseinheitlichen Tarifverträgen gibt es solche mit
starken regionalen Unterschieden, häufig verbunden mit
 einem West-Ost-, aber auch mit einem Süd-Nordgefälle.“
Das macht die WSI-Analyse am Beispiel des dritten Ausbil-
dungsjahrs deutlich. Vergleichsweise klein fällt der Unter-
schied in der Metall- und Elektroindustrie aus: Um 54 Euro
pro Monat ist ein Azubi in Baden-Württemberg seinem Kol-
legen in Nordrhein-Westfalen voraus. Dagegen bekommt ein
kaufmännischer Azubi im privaten Transport- und Ver-
kehrsgewerbe Hamburgs 455 Euro mehr als ein gewerbli-
cher Auszubildender der gleichen Branche in Mecklenburg-
Vorpommern. Mittelgroß fällt die Bandbreite beispielsweise
in der Chemieindustrie, im Einzelhandel und in der Land-
wirtschaft aus.

Für die viele Betriebe rentiert es sich dabei durchaus aus-
zubilden, so zwei neue Studien der Uni Bremen und des Zen-
trums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW). Das gilt
nicht nur längerfristig, weil Betriebe hoffen, dass ihnen Fach-
kräfte, die sie ausgebildet haben, eher die Treue halten. Auch
während der Lehrzeit können Azubis mehr einbringen als sie
kosten. Die Bremer Forscher kalkulieren diesen Nettoertrag
auf durchschnittlich 600 Euro im Jahr.   �
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Produktivere Betriebe, mehr Einkommen und 

Vermögen für die Beschäftigten: Das sind die Ziele 

der geplanten Steuerförderung von Arbeitnehmer-

beteiligungen an Gewinn und Kapital. Der

 Wirtschaftsprofessor Jan Priewe hat Zweifel.*

Durch Beteiligungen am Gewinn und Kapital des arbeitge-
benden Unternehmens sollen Arbeitnehmer mehr vom Ku-
chen abbekommen – mehr als das, was sie als reine Lohn-
empfänger erhalten könnten. Jan Priewe, Professor für
Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule für Technik
und Wirtschaft in Berlin, warnt davor, den Regierungsent-
wurf zu überschätzen. Nach seiner Analyse ist es keineswegs
sicher, dass dadurch die Produktivität der Unternehmen
steigt und es zu einer Umverteilung zugunsten der Arbeit-
nehmer kommt. Für eine steuerliche Förderung materieller
Beteiligung würden öffentliche Mittel eingesetzt, obwohl da-
für keine Notwendigkeit besteht.  

Verglichen mit vielen anderen Ländern sind besonders Ka-
pitalbeteiligungen von Arbeitnehmern in Deutschland selten.
Priewe sieht  jedoch keinen „deutschen Nachholbedarf“, für
die geringe Verbreitung hierzulande gebe es gute Gründe. So
seien Beschäftigte hierzulande dank der gesetzlichen Renten-
versicherung im Alter bislang relativ gut versorgt gewesen.
Sie sind weniger auf betriebliche Formen der kapitalgedeck-
ten Altersvorsorge angewiesen als Arbeitnehmer in Ländern,
in den Mitarbeiterbeteiligungen – vor allem zur Altersvor-
sorge – stärker verbreitet sind. Auch die hiesige Wirtschafts-
struktur stehe Beteiligungsmodellen im Wege: Traditionell
gibt es in Deutschland viele Personengesellschaften, meist
kleine und mittlere Betriebe. Hier seien Beteiligungen am Un-
ternehmenskapital gesellschaftsrechtlich schwer umzusetzen.
Diese organisatorischen Probleme löse der Vorschlag der
Bundesregierung nicht, sagt der Wirtschaftsforscher. 

Die ökonomischen Argumente für Gewinn- und Kapital-
beteiligungen der Arbeitnehmer stuft Priewe nicht als stich-
haltig ein. Ob Beteiligungsmodelle die Motivation der Mit-
arbeiter und in der Folge die Produktivität der Betreibe
erhöhen, sei trotz „dutzender empirischer Studien“ letztlich
ungeklärt. Zwar stellen die meisten Untersuchungen einen
positiven Zusammenhang zwischen finanzieller Arbeitneh-
merbeteiligung und Produktivität fest. Doch ob das Eine tat-
sächlich eine Folge des Anderen ist, sei auf Basis des aktuel-
len Forschungsstandes nicht eindeutig zu beantworten. Der
Forscher weist darauf hin, dass sich Produktivitätssteigerun-
gen besser durch andere Maßnahmen erzielen lassen. Er be-
tont vor allem die Bedeutung von Flächentarifverträgen: Sie
spornten unterdurchschnittlich produktive Betriebe mit der
„Lohnpeitsche“ zu Innovationen an und belohnten über-
durchschnittlich produktive mit Lohnkostenzuwächsen un-
terhalb des Produktivitätswachstums. 

Ein weiteres, häufig genanntes Ziel von Gewinn- und Ka-
pitalbeteiligungen ist eine gerechtere Verteilung der Unter-
nehmenserträge und des Produktivvermögens. Wenn die Ge-
winne schneller wachsen als die Löhne, müssten Arbeitneh-

mer eben an den Gewinnen beteiligt werden, so das Argu-
ment. Priewe wendet ein: Ein echter Umverteilungseffekt
könne nur erzielt werden, wenn Gewinnbeteiligungen zu-
sätzlich zum Tariflohn gewährt würden. Dies sei aber häufig
nicht im Interesse der Arbeitgeber. Ausnahmen seien ledig-
lich einige sehr erfolgreiche Unternehmen wie beispielsweise
Porsche. Die meisten Unternehmen wollten lieber gewinnab-
hängige Komponenten in die Tariflöhne einführen oder be-
stehende ausbauen, um die Entlohnung zu flexibilisieren.
Letztlich hingen die Verteilungseffekte weiterhin von der
Verhandlungsstärke der Tarifparteien ab. 

Kapitalbeteiligungen am eigenen Unternehmen würden
für Arbeitnehmer das Einkommens- und Vermögensrisiko er-
höhen, weil Arbeitseinkommen und Kapitalanlage vom Wohl
und Wehe desselben Unternehmens abhingen, warnt der
Wissenschaftler. Selbst die geplante Förderung überbetriebli-
cher Beteiligungen könnte die Risikostreuung verschlechtern,
wenn der Staat Arbeitnehmern statt der heute bevorzugten
Anlagen in Wohneigentum, Lebensversicherungen und Al-
tersvorsorge nun Aktienfonds schmackhaft macht. Gerade
Arbeitnehmer aus den unteren Einkommensgruppen sollten
ihre Anlagen auch nach Branchen differenzieren, um das Ri-
siko zu minimieren, rät der Forscher. Im Durchschnitt der
Jahre 1992 bis 2002 machte Produktivvermögen – Aktien,
Fonds und andere Unternehmensbeteiligungen – nur etwa 15
Prozent des Vermögens privater Haushalte aus. Dies wertet
Priewe als Beleg für das geringe Interesse der Arbeitnehmer
am Besitz von Firmenanteilen. Attraktiv für Beschäftigte sei-
en lediglich Anteile an einigen hochprofitablen Untenehmen
mit relativ geringen Risiken. 

Priewes Fazit: Materielle Beteiligungsmodelle können im
Einzelfall für Betrieb und Arbeitnehmer vorteilhaft sein, für
eine generelle steuerliche Bevorzugung reichten die Argu-
mente jedoch nicht aus. Zwar sei es sinnvoll, gerade in den
unteren Einkommensschichten Sparen und Vermögensbil-
dung zu fördern – aber ohne den Schwerpunkt auf Risikoka-
pital zu legen. Stattdessen sollte eher der Sparerfreibetrag für
Bezieher kleinerer Einkommen erhöht werden.   �

INVESTIVLOHN

Höheres Risiko, 
zweifelhafter Nutzen

Formen der Mitarbeiterbeteiligung

3.750 Unternehmen boten 2006 Kapitalbeteiligungen an ...

Unternehmen in Deutschland; Quelle: AGP 2007 | © Hans-Böckler-Stiftung 2007

Stiller Beteiligung

0,8 %

0,4 %
GmbH-Beteiligung

Unternehmenin Form von Belegschaft

Belegschaftsaktie

Darlehen

Indirekter Beteiligung

Genussrecht

Genossenschaft

* Quelle: Jan Priewe, Vom Arbeitnehmer zum Mitunternehmer? 

Überschätzte Wirkungen von Kapital- und Gewinnbeteiligungen, 

in: WSI-Mitteilungen 12/2007

Download unter www.boecklerimpuls.de
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Der Trend zu mehr sozialer Ungleichheit ist in vielen euro-
päischen Ländern zu beobachten. Jedoch in unterschiedli-
chem Ausmaß: Die Armutsquote liegt in Irland und Spanien
bei etwa 20 Prozent und damit doppelt so hoch wie in Skan-
dinavien und Tschechien. Und das Risiko, als Alleinerzie-
hender arm zu sein, ist in Deutschland und Großbritannien
dreimal höher als in Dänemark und Ungarn. Die Ungleich-
heit in einer Gesellschaft fällt größer aus, wenn die Entschei-
dungsträger in Politik und Wirtschaft überwiegend aus
wohlhabenden Schichten stammen. Darauf weist der Sozio-
loge Michael Hartmann von der TU Darmstadt hin.* Hart-
mann untersucht seit Jahren die europäischen Eliten in Poli-
tik und Wirtschaft – als Elite versteht er den Zirkel jener
Menschen, die maßgeblichen Einfluss auf die gesellschaftli-
che Entwicklung haben. Nun hat er seine Erkenntnisse in Be-
zug zu Resultaten der Verteilungsforschung gesetzt. Dabei
zeigt sich, „dass es einen relativ direkten Zusammenhang
zwischen der sozialen Exklusivität und Homogenität natio-
naler Eliten und dem Ausmaß der Einkommens- und Vermö-
gensunterschiede gibt.“ Der Soziologe sieht dafür vor allem
einen Grund: Die Entscheidungsträger verfolgen durchaus ei-
gene Elite-Interessen. Sie sind keine neutralen Sachwalter, die
allein das gesellschaftlich Erforderliche umsetzen.

Der Darmstädter Elitenforscher unterscheidet in Westeu-
ropa vier Ländergruppen. Mit Ausnahme Frankreichs passt
das Ausmaß der Einkommensungleichheit zum Elitentyp:

Skandinavien:

Hier ist der Zu-
gang zur Elite ver-
gleichsweise of-
fen. Weil Kinder
von Arbeitern und
Mittelschicht mit
entscheiden, ist
auch das Maß an
Ungleichheit rela-
tiv gering.

Spanien, Portu-

gal und Großbri-

tannien bilden das
Gegenmodell. In
den Ländern
stammen die Ent-
scheidungsträger
von Politik und
Wirtschaft aus
dem privilegierten

Bürgertum, in Großbritannien besuchen sie Eliteschulen.
Dementsprechend ist die soziale Spaltung sehr scharf.

Frankreichs Elite ist in Europa die homogenste. Sie rekru-
tiert sich aus dem Großbürgertum, genießt eine einheitliche
Ausbildung in Eliteschulen und wechselt zwischen den Füh-
rungsaufgaben in Politik und Wirtschaft. Dennoch ist die

Einkommensver-
teilung in Frank-
reich ausgegliche-
ner als in Spanien
und Großbritan-
nien. Das liegt an
der besonderen
Rolle des französi-
schen Staates, er-
klärt Hartmann.
Die Bevölkerung
fordere ihre An-
sprüche mittels
Generalstreiks,
Demonstrationen
und Unruhen ein.
So setze sie den
Eliten Grenzen.
„Die latente und
auch immer wie-
der manifest wer-
dende Protestbereitschaft erheblicher Teile der Bevölkerung
engt den Spielraum für extreme Einkommensdifferenzen
nach angelsächsischem Muster spürbar ein.“

In Deutschland und Italien rekrutieren sich die Entschei-
dungsträger aus den oberen Schichten, nehmen aber unter-
schiedliche Ausbildungsgänge. Die Ungleichheit in beiden
Ländern wächst, reicht jedoch nicht an die zwischen den Ibe-
rern und Briten heran. Die Topmanager in Deutschland
kommen ebenso wie in Frankreich, Großbritannien und Spa-
nien aus bürgerlichem Elternhaus. Politische Spitzenpositio-
nen dagegen wurden traditionell oft von Mittelschicht- und
Arbeiterkindern eingenommen. Doch da die Verankerung
der Parteien in der Bevölkerung abnimmt, werden diese Kar-
rieren seltener. Das Kabinett Kiesinger bestand noch zu zwei
Dritteln aus Kindern der Mittelschicht und der Arbeiterklas-
se, das Kabinett Merkel nicht einmal zu einem Drittel. Hart-
mann beobachtet einen „Verbürgerlichungsprozess der poli-
tischen Eliten“.

Den Zielen der oberen Gesellschaftsschicht entsprach in
den vergangenen Jahren in Deutschland der Verzicht auf die
Vermögensteuer und die mehrfache Senkung der Spitzen-
steuersätze, schreibt der Wissenschaftler. Entlastet worden
seien bei den Steuerreformen der vergangenen Jahre in erster
Linie die gut verdienenden Angestellten, Freiberufler und
Unternehmer. Nicht entlastet, sondern stärker belastet wor-
den seien dagegen allein erziehende Geringverdiener. Sach-
zwänge spielten für solche Entscheidungen kaum eine Rolle,
erklärt Hartmann – selbst die OECD habe die soziale Schief-
lage der Steuerreformen kritisiert.   �

VERTEILUNG

Die egoistischen Eliten
Die Herkunft der Entscheidungsträger hat großen Einfluss auf die Gesellschaft: In Europa 

ist die soziale Ungleichheit dort besonders hoch, wo Spitzenpolitiker und Topmanager vor 

allem aus den gehobenen Schichten stammen.
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* Quelle: Michael Hartmann: Elitenstruktur und soziale 

Ungleichheit in Europa, in: WSI-Mitteilungen 3/2008

Download unter www.boecklerimpuls.de
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Die Hartz-IV-Leistungen für Familien mit Kindern

ermöglichen keine angemessene Teilhabe. 

Ausgerechnet der Bildungsbedarf – zum Beispiel

Schulbücher oder Nachhilfe – wird vernachlässigt.

Kinder kommen bei der Grundsicherung zu kurz. Das zeigt
eine von der Hans-Böckler-Stiftung und vom Caritasverband
geförderte Untersuchung der Verteilungsforscherin Irene Be-
cker von der Universität Frankfurt.* Die Wissenschaftlerin
hat ausgerechnet, um wie viel die Leistungen für Paare mit ei-
nem Kind steigen müssten, wenn sich der Gesetzgeber stär-
ker am tatsächlichen Bedarf orientieren würde. Es ergäbe
sich je nach Alter des Kindes ein Mehranspruch zwischen 59
und 136 Euro im Monat. Hinzu käme ein Ausgleich für die
Preissteigerungen seit 2003.  

Die Teilhabemöglichkeiten von Kindern im Grundsiche-
rungsbezug seien stark eingeschränkt, schreibt Becker. Im all-
täglichen Leben schlage sich dies zum Beispiel in Form von
„unmoderner oder minderwertiger Kleidung, versagten Ki-
nobesuchen, eingeschränkter räumlicher Mobilität, fehlen-
den Mitteln für Geburtstagseinladungen und weniger Bü-
cherkäufen“ nieder.  

Kinder erhalten nur eine Teilmenge des knapp bemessenen
Betrags für Erwachsene. Der so genannten Eckregelsatz spie-
gelt den monatlichen Mindestbedarf eines Alleinstehenden
nach den Vorstellungen des Gesetzgebers wieder – derzeit
347 Euro. Hartz-IV-Leistungen für weitere Haushaltsange-
hörige orientieren sich ebenfalls am Eckregelsatz: Erwachse-
ne und Kinder ab 15 Jahren bekommen 80 Prozent des Re-
gelsatzes, jüngere Kinder 60 Prozent.  

Der Eckregelsatz wird anhand der Konsumausgaben des
unteren Fünftels der Alleinstehenden ermittelt, wobei Sozial-
hilfe- oder Grundsicherungsempfänger vorher herausgerech-
net werden. Als Datenbasis dient die alle fünf Jahre erhobene
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statisti-
schen Bundesamtes, die letzte Erhebung war 2003. Für zehn
verschiedene Ausgabenarten von „Nahrungsmittel“ bis „Ver-
kehr“ werden die durchschnittlichen Aufwendungen der Re-
ferenzgruppe bestimmt – und anschließend nach unten korri-
giert. Beispiel: Laut EVS geben die unteren 20 Prozent der
Alleinstehenden etwa 18 Euro für Gesundheitspflege aus, „re-
gelsatzrelevant“ sind davon jedoch nur 71 Prozent, also rund
13 Euro. Die einzige Warengruppe, die zu 100 Prozent in die
Berechnung eingeht, ist die Rubrik „Bekleidung und Schuhe“.
Dafür sind aktuell 34 Euro pro Monat angesetzt. Alle zehn
Einzelpositionen addieren sich zum Eckregelsatz. Becker hat
mehrere Einwände gegen die Berechnung:  
� Die Alleinstehenden sind keine geeignete Bezugsgruppe,

wenn es darum geht, den Bedarf von Familien zu ermitteln,
schreibt sie. Typische Ausgaben für Kinder kommen in der
Berechnung nicht ausdrücklich vor: Spielzeug, Schulbücher,
Nachhilfe und vergleichsweise hohe Ausgaben für Kleidung,
weil die Kleinen schnell aus ihren Sachen herauswachsen.
Mit der Wahl der Alleinstehenden als Vergleichsgruppe legt
der Gesetzgeber einen sehr niedrigen Maßstab an, denn das
Armutsrisiko ist in diesem Teil der Bevölkerung besonders
hoch. Das Gleiche gilt – zumindest für die Zeit vor Hartz IV
– für den Anteil derer, die sich durchschlagen ohne ihre Sozi-
alleistungsansprüche geltend zu machen. Sie werden bei der
Regelsatz-Bestimmung nicht herausgerechnet, sondern zie-
hen den Durchschnitt nach unten. Zudem ist der Altenanteil
bei den Alleinstehenden überdurchschnittlich. Die Konsum-
gewohnheiten dieser Gruppe lassen Becker zufolge aber
kaum auf den Bedarf von Kindern und Eltern schließen.
Sinnvoller wäre es, das Ausgabeverhalten von Familien als
Maßstab zu nehmen oder zumindest ergänzend zu berück-
sichtigen, so die Forscherin.  
� Bildung ist für Bedürftige nicht vorgesehen. Laut „Regel-
satzverordnung“ bleiben ausgerechnet die Bildungsausgaben
der Referenzgruppe völlig außen vor. Sie fließen nicht in den
Eckregelsatz ein. Dies bewertet Becker als besonders proble-
matisch: „Um das in vielen Studien belegte Muster des
schichtspezifischen Zugangs zu Bildungseinrichtungen aufzu-
brechen“, sei eine individuelle Förderung der Kinder aus ein-
kommensschwachen Familien nötig. Aus der EVS geht hervor,
dass Jugendliche, die dem oberen Fünftel der Einkommens-
verteilung angehören, fast viermal so häufig Nachhilfe be-
kommen wie Gleichaltrige im unteren Fünftel. Becker schlägt
vor, im Rahmen der Grundsicherung auch Kosten für Betreu-
ungsleistungen oder Nachhilfe zu übernehmen.  
� Ein echter Inflationsausgleich fehlt. Abgesehen von der
Neuberechnung im Fünfjahresturnus wird der Eckregelsatz
kaum an die Preisentwicklung angepasst. Es erfolgten ledig-
lich Anpassungen an die „faktisch stagnierenden“ Renten, so
Becker. Insgesamt sei „von einer erheblichen Realwertmin-
derung der Regelleistungen während des fünfjährigen Zeit-
raums zwischen zwei EVS-Erhebungen auszugehen“.   �

KINDERARMUT 

Am Bedarf 
vorbei gerechnet  
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Die Strompreise sind infolge der Liberalisierung 1998 nur
vorübergehend zurückgegangen. Die großen Stromanbieter
haben Stellen abgebaut und übertarifliche Leistungen ge-
kappt. Und die Gewinne haben sich mehr als verdoppelt.
Das zeigt eine Bestandsaufnahme der Ökonomen Heinz-Jo-
sef Bontrup, Ralf-Michael Marquardt und Werner Voß.* Die
Wissenschaftler untersuchen im Auftrag der Hans-Böckler-
Stiftung die Entwicklungen in der libe-
ralisierten Stromwirtschaft. Sie be-
fürchten, dass auch künftige wettbe-
werbspolitische Maßnahmen zur
Strompreis-Regulierung zulasten der
Beschäftigen gehen – statt die Gewinne
der Konzerne abzuschmelzen. Die zen-
tralen Befunde: 

Arbeitsplatzabbau. Von 1992 bis
2005 gingen fast 30 Prozent der sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsplätze
in der Stromversorgung verloren. Der
Personalabbau zur Produktivitätssteige-
rung begann bereits im Vorfeld der
Marktöffnung, beschleunigte sich 1998
aber noch einmal. Betroffen waren vor
allem die Mitarbeiter von Großunter-
nehmen ab 500 Beschäftigten. Per Outsourcing wurden die
gestrichenen Jobs zum Teil durch Stellen mit schlechteren
Konditionen ersetzt. 

Löhne stiegen langsamer als Produktivität. Insgesamt gin-
gen die Personalkosten der Energieversorger von 1998 bis
2005 um 2,5 Prozent zurück. Das sei eine Folge des Personal-
abbaus sowie von Kürzungen bei übertariflichen Leistungen
und betrieblicher Altersversorgung, so die Forscher. Den-
noch erhöhten sich die Entgelte der verbliebenen Beschäftig-
ten jahresdurchschnittlich um 2,4 Prozent. Dieser Zuwachs
liegt allerdings deutlich unterhalb der Produktivitätssteige-
rung von durchschnittlich 6 Prozent pro Jahr. 

Kapitaleigner bekamen einen größeren Anteil. Der Pro-
duktivitätsschub kam der Untersuchung zufolge vor allem
den Aktionären zugute: „Von der Öffnung der Strommärkte
profitierte die Kapitalseite progressiv.“ 1998 machten die
Gewinne knapp 18 Prozent der gesamten Wertschöpfung
aus. 2005 lag die Gewinnquote bereits bei 29 Prozent. Insge-
samt nahmen die Gewinne im betrachteten Zeitraum um
105 Prozent zu. Das entspricht einem jährlichen Zuwachs
von 11 Prozent. 

Investitionen vernachlässigt. Die Studie fand noch einen
weiteren Grund für das starke Gewinnwachstum der Versor-
gungsunternehmen: rückläufige Investitionen in Kraftwerke
und Stromnetze. Diese Aufwendungen gingen von 1998 bis
2005 jährlich um 4,4 Prozent zurück. Bei den großen Unter-
nehmen mit über 500 Mitarbeitern sogar um 6 Prozent pro

Jahr. Daher überrasche es nicht, dass die Bundesnetzagentur
in jüngster Zeit auf den Ausbaubedarf der Stromnetze hinge-
wiesen habe, so die Forscher. 

Gemessen an den Erwartungen sei das Ergebnis der
Marktöffnung ernüchternd, schreiben die Wissenschaftler.
Die zunächst zu beobachtenden Preisrückgänge hätten sich
„als flüchtig erwiesen“. Anders als bei der Liberalisierung

der Telekommunikation seien die Preisvorteile für Verbrau-
cher inzwischen wieder aufgezehrt. In Anbetracht der
Marktsituation sei dies auch nicht überraschend, so Bontrup
und seine Koautoren. Denn die vier Großunternehmen
RWE, EON, EnBW und Vattenfall haben 80 Prozent der ge-
samten Stromerzeugung und einen großen Teil der Stromnet-
ze in der Hand. Der Verdacht, dass Preisabsprachen Wettbe-
werb verhindern, liege nahe. 

Unzufrieden mit der bisherigen Entwicklung sind auch
EU-Kommission und Bundesregierung: Brüssel drängt da-
rauf, Stromerzeugung und Stromnetze eigentumsrechtlich zu
trennen. Die Bundesregierung hat das Wettbewerbsrecht ver-
schärft. So kann das Kartellamt seit Anfang dieses Jahres
schneller gegen überhöhte Durchleitungsgebühren einschrei-
ten. Ab 2009 sollen die Netzbetreiber gezwungen werden, ih-
re Kosten jährlich um bestimmte Prozentsätze zu reduzieren.
Sollten die Maßnahmen nicht ausreichend wirken, rechnen
die Wissenschaftler mit weiterem wettbewerbspolitischem
Druck auf die Stromkonzerne. 

Allerdings drohe damit auch eine Zuspitzung des Vertei-
lungskampfes in den Unternehmen, so die Analyse. Politik
und Gewerkschaften seien gefordert, „um zu einer ausgewo-
genen Lastenverteilung zu finden“.   �

DEREGULIERUNG

Stromversorger: Rendite auf 
Kosten der Beschäftigten 

Mehr für Aktionäre, weniger für Arbeitnehmer

Nettowertschöpfung aller Elektrizitätsunternehmen in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen 

Bontrup u.a. 2008 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008

Gewinne nach Ertragssteuern

Steuern und Abgaben

Fremdkapitalzinsen, Mieten und Pachten

Lohn und Gehalt

17,5 %

17,2 %

9,4 %

55,9 %

29,0 %

16,2 %

10,9 %

43,9 %

20051998

* Quelle: Heinz-Josef Bontrup, Ralf-Michael Marquardt, Werner Voß:

Liberalisierung in der Elektrizitätswirtschaft: Zuspitzung der

Verteilungskonflikte, in: WSI-Mitteilungen 4/2008
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Billiger Strom statt Monopolgewinne für die Versorgungsunternehmen – das war 

das Ziel der Marktöffnung 1998. Tatsächlich sanken nicht die Gewinne, sondern der 

Arbeitnehmeranteil an der Wertschöpfung nahm ab. 
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Drei von vier Beschäftigten sind unzufrieden 

mit ihren Arbeitszeiten. Teilzeitkräfte möchten

lieber länger arbeiten, Vollzeitkräfte hingegen

gerne kürzer treten.

Eine Verkürzung der Arbeitszeit liegt derzeit zwar nicht im
Trend, den Vorstellungen der meisten Arbeitnehmer würde
sie jedoch entsprechen. Gut 54 Prozent der abhängig Be-
schäftigten wünschen sich eine Reduktion ihrer Arbeitsstun-
den, und das auch bei geringerem Verdienst. Weitere 18,2
Prozent der Beschäftigten möchten dagegen mehr Stunden je
Woche arbeiten. Mit ihrem Pensum einverstanden sind ledig-
lich 27,8 Prozent. Ökonomen der Universität Flensburg ha-
ben die Zufriedenheit der Beschäftigten in Deutschland mit
ihren Arbeitszeiten untersucht.* Dazu analysierten Gerd
Grözinger, Wenzel Matiaske und Verena Tobsch Angaben
des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), einer mit 20.000
Befragten repräsentativen Stichprobe der deutschen Bevölke-
rung.

Große Abweichungen zur Wunscharbeitszeit. Die ge-
wünschte Arbeitszeit der Erwerbstätigen liegt im Schnitt bei
rund 34,5 Stunden je Woche. Das gilt für den Durchschnitt
aller Untergruppen: für die mit dem Status Quo Zufriedenen
ebenso wie für die Unzufriedenen. Und es gilt sowohl für je-

ne, die ihre Arbeitszeit verkürzen möchten wie auch für jene,
die sie gerne etwas länger hätten. Die Zeitpräferenzen sind
„fast deckungsgleich“, stellen die Autoren fest. Auf die weit
verbreiteten und eindeutigen Vorlieben nimmt die Praxis mit
vollen und halben Stellen jedoch wenig Rücksicht.

Den Wunsch nach einer Verkürzung äußern vor allem Be-
schäftigte, die aktuell viele Stunden arbeiten. Die Mitglieder

dieser Gruppe haben im Schnitt eine Vollzeitstelle mit ver-
einbarten 37 Stunden, leisten aber tatsächlich 42,6 Stunden.
Tendenziell gehören dazu eher Frauen, Ältere und in West-
deutschland Lebende. Sie wollen im Schnitt acht Stunden we-
niger am Arbeitsplatz verbringen. Mehr arbeiten möchten
dagegen vorwiegend Beschäftigte mit einer Teilzeitstelle, die
im Mittel 25,7 Stunden arbeiten. Dazu zählen viele viele Jün-
gere und Erwerbstätige in Ostdeutschland. Auch hier beträgt
die Distanz zur goldenen Mitte rund acht Stunden. 

Einbuße an Lebensqualität. Für das individuelle Wohlbe-
finden hat die Arbeitszeit eine ähnlich große Bedeutung wie
das verfügbare Einkommen, erklären die Autoren. Wer an-
ders arbeitet als gewünscht, muss darum eine erhebliche Ein-
buße an Lebensqualität hinnehmen. Fallen gewünschte und
realisierte Arbeitszeit spürbar auseinander, verringere sich
die Zufriedenheit signifikant. Das beobachteten die Wissen-
schaftler in allen erfragten Segmenten der Zufriedenheit –
egal, ob es um die Zufriedenheit mit der Arbeit, Gesundheit
und allgemeinen Lebenssituation geht. 

Arbeitszeitwünsche sind den Wirtschaftswissenschaftlern
zufolge eine bisher zu wenig beachtete Dimension in der Ar-
beitsmarktpolitik. Die drehe sich fast ausschließlich um
Lohnhöhen und Qualifikationsmerkmale. „Die Präferenzen
der Marktteilnehmer sollten jedoch in ökonomischen Be-
trachtungen immer mit an vorderster Stelle stehen“, erklären
die Ökonomen. Würden die Arbeitszeitwünsche der Be-
schäftigten berücksichtigt, käme es zu einer Arbeitszeitver-
kürzung von im Durchschnitt 2,77 Stunden je Erwerbstäti-
gem. Nach den Berechnungen der Wissenschaftler verbirgt
sich dahinter das Potenzial von über 2,4 Millionen neuen
Vollzeitjobs. Auch wenn sich das nicht komplett realisieren
lässt – eine Chance zur Umverteilung der Arbeitszeit auf der-
zeit Erwerbslose gibt es den Forschern zufolge dennoch. Um
den vorhandenen Spielraum besser zu nutzen und gleichzei-
tig den Wünschen der Erwerbslosen nach Beschäftigung
nachzukommen, empfehlen die Autoren eine neue Regulie-
rungsinstanz. Ähnlich wie die Zentralbank die Inflation kon-
trolliere, könnte eine Arbeitszeitagentur zur besseren Umset-
zung von Arbeitszeitwünschen beitragen.   �

ARBEITSZEIT

Sehnsucht nach der
goldenen Mitte
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Dezentrale Strukturen, flache Hierarchien, selbstbestimmte
Arbeit – das gilt in vielen Firmen als Ideal moderner Arbeits-
organisation. Entscheidungen, die in früheren Zeiten von
Vorgesetzten getroffen und ohne Diskussion an die unteren
Ebenen durchgereicht wurden, sollen nun in Mitarbeiter -
besprechungen fallen. Was gut klingt, führt in der Praxis oft
zu Verdruss. Annegret Bolte, Judith Neumer und Stephanie
Porschen vom Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung
(ISF) in München beschreiben in einer Studie für die Hans-
Böckler-Stiftung die Kehrseite der „Meeting-Euphorie“.*

Meetings seien nicht das „Allheilmittel für alle Fragen der
Kooperation und Koordination“, als das sie in vielen Unter-
nehmen gelten, so die Forscherinnen. Sie stützen ihre These
auf Fallstudien in mehreren Industriebetrieben unterschiedli-
cher Größe und Branche. Sie halten Meetings nicht grund-
sätzlich für überflüssig, Besprechungen müssten aber geziel-
ter eingesetzt werden als das oft geschieht. Im betrieblichen
Alltag ließen sich viele Abstimmungsprozesse effektiver be-
wältigen. Die Vorzüge „informeller Kooperation“ gegenüber
dem formalisierten Meeting werden der Studie zufolge oft
unterschätzt. Dabei ließen sich Probleme „auf dem kleinen
Dienstweg“ häufig am schnellsten und einfachsten lösen. 

Was bei Meetings regelmäßig schiefläuft, haben die Wis-
senschaftlerinnen detailliert aufgelistet: 

Verlorene Zeit. Effektive Meetings verlangen von den Teil-
nehmern eine gute Vorbereitung: Tagesordnung festlegen,
Unterlagen zusammenstellen, Fragen und Probleme formu-
lieren. Das kostet Zeit im Vorfeld, verkürzt aber die eigentli-
che Besprechung. Hapert es an der Vorbereitung, zieht sich
das Meeting in die Länge: Ohne klar eingegrenztes Thema
kommen die Gesprächsteilnehmer schnell vom Hundertsten
ins Tausendste. Stehen nicht alle benötigten Informationen
zur Verfügung, bleiben die Ergebnisse oft vage – womit das
nächste Meeting programmiert ist. 

Reden statt Entscheiden. Je mehr Experten sich zu einem
Problem äußern, desto mehr Details können bei der Ent-
scheidungsfindung berücksichtigt werden – falls überhaupt
eine Entscheidung fällt. Meetings beleuchten zwar viele As-
pekte des jeweiligen Themas, so die Studie. Sie bleiben aber
oft wirkungslos, weil die Teilnehmer sich über ihre Entschei-
dungsbefugnisse im Unklaren sind. Im Zweifel wird be-
schlossen, noch mehr Informationen einzuholen und die Ent-
scheidung aufs nächste Meeting zu vertagen. Am Ende
verlassen die Beteiligten den Besprechungsraum mit neuen
Problemen – anstatt der Lösungen, die sie sich erhofft hatten.
Daher sei es wichtig, vorher genau zu überlegen, wer zu ei-
nem Meeting eingeladen wird: nach Möglichkeit nur die
Kollegen, die direkt betroffen und mit den nötigen Entschei-
dungskompetenzen ausgestattet sind.

Verantwortung abschieben. Viele Meetings dienen nur zur
Absicherung von Entscheidungen. Gerade in Unternehmen,
deren Management eine „Null-Fehler-Toleranz“ zum Leitbild
erhebt, scheuen sich Mitarbeiter, allein die Verantwortung für

ihre Arbeit zu übernehmen. Aus Angst etwas falsch zu ma-
chen berufen sie ein Meeting nach dem anderen ein, um sich
ihre Vorschläge von den Kollegen absegnen zu lassen und die
Verantwortung damit auf mehr Schultern zu verteilen. 

Kontroll- statt Beteiligungsinstrument. Die Forscherinnen
haben beobachtet, dass eine wichtige Funktion des Meetings
darin bestehen kann, die Arbeit der Beschäftigten für das
Management kontrollierbar zu machen. Protokolle und für
die Teambesprechungen erstellte Dokumentationen sollen
den Vorgesetzten Einblick in die „selbstgesteuerten Arbeits-
formen“ verschaffen. Sobald Angehörige unterschiedlicher
Hierarchieebenen teilnehmen, verlieren die Besprechungen
aber schnell jeden kooperativen Charakter. Besonders wenn
Vorgesetzte die Zeit nutzen, um Monologe zu halten oder
einzelne Mitarbeiter zurechtzuweisen – und die eigentlichen
Experten nicht zu Wort kommen. 

Schaukampf statt Kooperation. Meetings sind oft ein Be-
tätigungsfeld für Selbstdarsteller. Und bieten eine Arena, in
der Konkurrenzkämpfe ausgefochten werden. Statt gemein-
same Positionen und Strategien zu entwerfen, stehen oft per-
sönliche Auseinandersetzungen im Vordergrund, so die Ana-
lyse: „Wer ist der Stärkere? Wer gewinnt den nächsten
Schlagabtausch?“ Manche Beschäftigten entwickelten eine
„regelrechte Meetingangst“, so die Wissenschaftlerinnen.   �

ARBEITSORGANISATION

Meetings: Viel besprochen, wenig gelöst 

D
������	���&����

/����,
�����,�� ��K������� 
��.������������
����+���������;

���������
���"�K�����"�6
�������%&&'�@�()���*�+�,���*-��	�����%&&'

����������7������
������
&��+��������
�A�
������
�����
����

<���	�
�
4��

=���
���
������
�
��

�	���
�	������
*�
�����
����

B��&�

�������
�������
�
���B���
����

* Quelle: Annegret Bolte, Judith Neumer und Stephanie Porschen: Die

alltägliche Last der Kooperation, edition sigma, Düsseldorf 2008
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Vor lauter Besprechungen kommen viele Beschäftigte kaum zu ihrer eigentlichen 

Arbeit. Das ist ein Zeichen mangelhafter Arbeitsorganisation – für Arbeitnehmer 

frustrierend, aus Unternehmenssicht ineffizient.
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� ARBEITSWELT: Vier von

zehn Frauen erwarten, nicht

bis 67  im Beruf durchhalten

zu können. Das geht aus ei-

ner repräsentativen Befra-

gung der TU Dortmund für

die Initiative Neue Qualität

der Arbeit (INQA) hervor. Fast

jede zweite Befragte rechnet

mit gesundheitlichen Proble-

men, gut jede vierte empfin-

det ihre  Arbeitsbedingungen

als größtes Hindernis für ei-

ne Beschäftigung bis zur Ren-

te. Eine große Mehrheit der

Frauen wünscht sich mehr

Hilfe der Unternehmen, um

lange im Beruf bleiben zu

können. Knapp 70 Prozent

der Frauen sprechen sich für

Gesundheitsprogramme im

Betrieb aus, 66 Prozent wol-

len besser über Weiterbil-

dungsangebote informiert

werden.

INQA 2008

� OST-WEST: Weiterhin

wandern viele Menschen aus

Ostdeutschland ab. Dem Sta-

tistischen Bundesamt zufolge

verloren die Bundesländer

im Osten  im vergangenen

Jahr 55.000 Einwohner. 2007

zogen rund 138.000 Bürger

von Ost nach West, während

83.000 den Wohnsitz in den

Osten  verlegten. Berlin wur-

de bei diesen Berechnungen

ausgeklammert. Bundesweit

sind erstmals wieder seit

2001 mehr Menschen mit

deutscher Staatsbürgerschaft

aus dem Ausland gekommen

als aus Deutschland wegge-

zogen sind. Im Saldo ließen

sich 48.000 Personen neu in

Westdeutschland nieder. Die

Wanderungen von Ost-

deutschland ins Ausland und

umgekehrt hielten sich in et-

wa die Waage.

Statistisches Bundesamt, Mai 2008
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ARBEITSMARKT GENDER

*inflationsbereinigt

Eurostat 2008

BILDUNG

MITBESTIMMUNGEINKOMMEN

GESUNDHEIT

Kaum Kitaplätze
im Westen

Von allen unter 3-Jährigen
werden ganztags* 
betreut in ...  

*mindestens 7 Stunden

Statistisches Bundesamt, Mai 2008

*2. Quartal 2007, inkl. Sonderzahlungen

Statistisches Bundesamt, Januar 2008

Sparmeister 
Deutschland

Von 2000 bis 2005 veränder-
 ten sich die staatlichen 
Gesundheitsausgaben*
jährlich um ...

Bundestag 
in Männerhand

Frauenquote in Parlamenten

DEMOKRATIE

1.303 Befragte

Bertelsmann Stiftung, Februar 2008 

ARBEITSWELT

Belastung steigt

Haben sich die Arbeits  -
be dingungen in den letzten
Jahren verschlechtert?

Weniger ALG-Bezieher

Arbeitslosengeld I oder II 
erhielten im ...  

Rathauschefs 
hoch angesehen

Ich bin mit meinem Bürger-
meister...

Viele Betriebsräte 
fühlen sich erschöpft

Die „emotionale Erschöp fung“
von Arbeitnehmer ver tretern
ist ...

608 Befragte

Uni Heidelberg 2008

Stand 2006

Eurostat 2008

1.000 wahlberechtigte Befragte 

Infratest dimap für ARD, Mai 2008

Nachteil Teilzeit

Durchschnittliche 
Stundenlöhne*

Mit Arbeitslosen in Fördermaß nahmen,

vorruhestandsähnlichen Regelungen etc.

Bundesagentur für Arbeit, April 2008

Schweden 48,6 %

Deutschland 30,8 %

Polen 18,6 %

Deutschland – 0,3 %

Frankreich 4,1%

Großbritannien 7,5 %

82 %

16 %

Ja NeinTeilzeit Vollzeit

14,80 €

20,40 €
hoch

durch-

schnittlich

niedrig

17,8 %

40,0 %

37,5 %

Dresden Berlin Düsseldorf

April 2007

6.418.000

April 2008

5.999.000
21,7%

32,5 %

6,4%

zufrieden

weiß nicht

6 %

unzufrieden

16 %

78 %


